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Wie die demografische Entwicklung Deutschland verändern wird - ein Gespräch mit Reiner Klingholz

Herr Klingholz, die Geburtenrate in Deutschland ist im freien Fall. 1,36 Kinder pro Frau sind mittlerweile Durchschnitt. Die neueste Studie des Berlin-Instituts für Bevölkerung und Entwicklung hat den Finger in die Wunde gelegt und gezeigt: Seit drei Jahren schrumpft die deutsche Bevölkerung tatsächlich. Auch Zuwanderer können die demografischen Lücken mittlerweile nicht mehr füllen, die entstanden sind, weil seit Jahrzehnten weniger Kinder geboren werden als Menschen sterben. Steuern wir auf die demografische Katastrophe zu?

Von einer Katastrophe kann man nicht sprechen, denn sie beschreibt etwas Unerwartetes, das plötzlich auf die Menschen niederprasselt. Die demografische Entwicklung dagegen hat man langfristig absehen können. Nur wollte das kaum einer wahrhaben ...

... dabei gab es bereits in den 70er Jahren Studien, die auf einen künftigen Bevölkerungsschwund hinwiesen ...

... ja, wenn auch nicht viele. Und es gab Menschen, die Mitte der 70er Jahre - als die Bevölkerung durch Zuwanderung und steigende Lebenserwartung tatsächlich noch wuchs - bereits vor der kommenden Entwicklung gewarnt haben. Doch in Deutschland steht man dem Thema skeptisch gegenüber. Zum einen ist Bevölkerungspolitik durch den Nationalsozialismus in Verruf geraten, seitdem gilt der Grundsatz, die Politik dürfe sich nicht in die Familienplanung einmischen. Zum anderen glaubten viele lange Zeit, der Trend zu weniger Kindern gebe sich irgendwann von alleine oder zumindest seine Folgen könnten durch Wachstum aufgefangen werden. Diese Haltung hat zu politischen Fehlentscheidungen geführt. Wir haben in guten Zeiten die Substanz verjubelt, statt Rücklagen zu bilden. An den Folgen einer verfehlten Rentenpolitik werden wir noch lange zu knapsen haben. Fest steht: Wenn wir es auch mit keiner Katastrophe zu tun haben, werden wir durch ein tiefes Tal schreiten. Der Bevölkerungsschwund ist unumkehrbar geworden. Weil die sinkende Kinderzahl der vergangenen 33 Jahre die potentiellen Elterngenerationen um ein Drittel reduziert hat, können wir das Rad nicht mehr zurückdrehen, selbst wenn plötzlich alle mehr Kinder bekommen wollten. Es fehlen Eltern. Und diese Spirale setzt sich fort. 2005 wurden bereits 215.000 Kinder weniger geboren als 1945 - obwohl damals deutlich weniger Menschen in Deutschland gelebt haben. 2050 werden es bei gleich bleibenden Kinderzahlen je Frau nur noch halb so viele sein wie heute. Pro 1.000 Einwohner liegt Deutschland mit 8,5 Geburten im Jahr weltweit auf dem letzten Platz. Mit den Folgen werden wir uns in den kommenden Jahren beschäftigen müssen: Geringe Kinderzahl bei zunehmender Lebenserwartung bedeutet hohe Kosten für Sozialversicherungssysteme, Renten, Gesundheit. Gleichzeitig schwindet die Wirtschaftskraft.

Auch die Zahl der Zuwanderer geht gegenwärtig zurück?

Ja, während wir in den vergangenen 15 Jahren im Mittel netto 200.000 Zuwanderer pro Jahr hatten, ist diese Zahl seit 2003 auf etwa 120.000 netto gesunken. Dabei wird meist übersehen: Wir haben es nicht mit 200.000 Immigranten pro Jahr zu tun, sondern mit 800.000, die jährlich ins Land kommen und 600.000, die das Land wieder verlassen. Die Integrationsleistung, die wir erbringen müssten, ist also wesentlich höher, als wir wahrhaben wollen.

Viele setzten trotzdem auf Migranten und hier lebende Ausländer, weil sie mehr Kinder bekämen und daher die Bevölkerungsentwicklung abfedern könnten. Immerhin leben 7,3 Millionen Menschen mit ausländischem Pass in Deutschland, ebenso viele eingebürgerte und deutschstämmige Migranten kommen vermutlich hinzu.

De facto wissen wir aber sehr wenig darüber, weil es kaum Daten gibt. Das ist so gewollt. Im Gegensatz zu anderen Ländern darf in Deutschland die Statistik nicht nach der Herkunft der Eltern fragen. Wie viele deutsche Bürger überhaupt einen Migrationshintergrund haben, ist daher kaum herauszufinden. Ebenso wenig ist statistisch erfasst, wie viele Kinder Ausländer haben. Denn deren Kinder können automatisch die deutsche Staatsangehörigkeit bekommen, wenn ein Elternteil länger als acht Jahre legal in Deutschland lebt. In der Statistik werden diese Kinder, die ja zu Recht Deutsche sind, zu Unrecht der Fertilität der Deutschen zugeschlagen. Allerdings geben wissenschaftliche Stichproben Hinweise darauf, dass Menschen mit Migrationshintergrund mehr Kinder bekommen. Dieses Potential ist ein Geschenk, das wir nicht leichtsinnig aufs Spiel setzen sollten. Um es zu nutzen, bräuchten wir dringend eine bedarfsgerechte Bildungs- und Migrationspolitik. Dafür benötigen wir aktuelle Daten. Denn zurzeit sind Migranten doppelt so häufig von Arbeitslosen- und Sozialhilfe abhängig wie Deutsche, die Kinder der Zugewanderten sind an Hauptschulen mehr als doppelt so häufig zu finden und nicht einmal halb so oft an Gymnasien, wie es ihrem Bevölkerungsanteil nach zu erwarten wäre. 18 Prozent der Ausländerkinder bleiben ohne Schulabschluss. Auf dem Arbeitsmarkt haben sie kaum eine Chance. Wenn wir daran nicht etwas ändern, werden die Migrantenkinder zu einem wachsenden Kostenfaktor für die Sozialsysteme, anstatt sie zu entlasten. Der Kinderreichtum dieser Bevölkerungsgruppe wird verschenkt.

Die demografische und ökonomische Entwicklung sind für die Zukunftsaussichten des Landes und seiner Regionen gleichermaßen wichtig: Eine florierende Wirtschaft sorgt für Wohlstand, aber sie schafft das nur mit einem Nachwuchs an qualifizierten Arbeitskräften und kaufkräftigen Konsumenten. Wo angesichts des Bevölkerungsrückgangs die Zahl der unter 35-Jährigen sinkt, müssen die Regionen zunehmend um produktive, junge Menschen konkurrieren. Schon jetzt machen sich Hunderttausende auf Wanderschaft in ökonomisch attraktive Gebiete. In der Demografie-Studie des Berlin-Instituts haben Sie untersucht, welche Regionen im Wettbewerb die Nase vorn haben, welche zukunftsfähig sind und welche auf dem Abstellgleis zu landen drohen.

Unsere Studie bewertet alle Landkreise und kreisfreien Städte Deutschlands anhand von 22 Indikatoren zur demografischen, ökonomischen und sozialen Lage. Außerdem haben wir zwei Indikatoren einbezogen, die den Trend der einzelnen Kreise in puncto demografischer und wirtschaftlicher Entwicklung in der jüngeren Vergangenheit messen. Klar ist: Wirtschaftsentwicklung, Bevölkerungsstruktur und Freizeitwert bestimmen die Attraktivität der Regionen. Wo es zu wenig Arbeit gibt, wandern vor allem junge Menschen ab. Wo die Familien fehlen, schwächelt die Wirtschaft. Unsere Studie zeigt, dass es deutschlandweit durch den demografischen Wandel zu großen Veränderungen kommen wird. Die Schere zwischen Ost und West, aber auch zwischen Nord und Süd geht weiter auseinander. Starke Regionen wachsen, schwache verlieren.

Welche Bundesländer sind am zukunftsfähigsten?

Baden-Württemberg und Bayern stehen mit einer modernen, innovativen Wirtschaft und Wissenschaft, einem starken Mittelstand, einer guten Bildungslandschaft ganz vorn. Spitzenreiter ist der nahe der Wissenschaftsmetropole Ulm gelegene baden-württembergische Landkreis Biberach, gefolgt von den oberbayerischen Kreisen Erding und Freising nahe München. Zwölf der besten 20 Kreise liegen in Baden-Württemberg, sieben in Bayern. Allerdings gibt es im Gegensatz zu Baden-Württemberg an den Rändern Bayerns erste Problemzonen: Bayerische Grenzkreise zur Tschechischen Republik, zu Sachsen und Thüringen sind bereits in den demografisch-wirtschaftlichen Abwärtsstrudel geraten.

Sehr gut steht im Norden nur der westniedersächsische Großraum Vechta-Cloppenburg da. Mit 1,8 Kindern pro Frau liegt Cloppenburg an der Spitze der Geburtenrate, auch die Wirtschaftsdaten der Region sind sehr gut. Was macht diese Region so leistungsstark?

Vor 20 Jahren war das Gebiet noch eine Art Armenhaus Deutschlands. Doch der Region ist es gelungen, die komplette Wertschöpfungskette aus Ackerbau, Viehzucht, industrieller Weiterverarbeitung, Herstellung der Verarbeitungsmaschinen in der Region zu halten. Auch gering qualifizierte Beschäftigte finden leicht einen Job. Der Region ist es gelungen, ihre seit Jahrzehnten - auch religiös bedingt - hohe Kinderzahl in die Moderne zu retten. Die Gemeinden bieten eine gute Kinderbetreuung, gute Angebote für Ältere, um die Generationen zusammenzuhalten, und gute Bildungsmöglichkeiten. So konnte es der Landkreis Vechta auf Platz fünf der besten Landkreise schaffen.

Ganz anders sieht es in den neuen Bundesländern aus.

Dort ist die Lage kritisch. Die vier Schlusslichtkreise Bernburg, Burgenlandkreis, Mansfelder Land und Köthen liegen alle in Sachsen-Anhalt. Selbst Kreise, in denen die Wirtschaftskraft deutlich wächst, haben keine wachsende Bevölkerung. Die Abwanderung geht weiter. Vor allem junge Frauen ziehen weg, sie haben es auf dem Arbeitsmarkt schwerer, gleichzeitig sind sie besser qualifiziert als ihre männlichen Altersgenossen. Auf 100 Männer kommen bereits jetzt nur 90 Frauen. Zurück bleiben schlecht qualifizierte junge Männer, oft arbeitslos, ohne Chancen auf dem Partnermarkt. Ein gewaltiges Konfliktpotential, das von der Öffentlichkeit und Politik bisher kaum wahrgenommen wird.

Schon jetzt verwaisen Regionen. 2020 wird die Hälfte aller deutschen Kreise schrumpfen. Was muss zusammenkommen, damit es eine Region trifft?

Drei Faktoren sind entscheidend: Kindermangel, Abwanderung, starke Überalterung. Wo alles drei zusammenkommt, ist es aussichtslos, an dem Trend mittelfristig etwas zu ändern. Überall beobachten wir ähnliche Phänomene: Ist die Wirtschaftslage schlecht, ziehen die jungen, qualifizierten Leute weg, die Arbeitslosen und Alten bleiben, immer mehr Bürger leben von Transferleistungen des Staates, die Kaufkraft sinkt, der Handel kommt ins Schlingern, die Kommunen bleiben auf ihren Fixkosten - von den Bussen über die Bibliotheken bis zur Verwaltung - sitzen, die Pro-Kopf-Belastung steigt, noch mehr Menschen ziehen weg. Die am stärksten überalterten Landkreise sind Goslar und Osterode im Harz. Elf Prozent der Einwohner sind dort älter als 75.

... Landkreise aus dem Westen also. Es trifft demnach keineswegs nur die neuen Länder?

Nein, im Westen geht der Prozess nur langsamer vonstatten, daher schauen alle auf den Osten, wo sich die Verhältnisse schnell zuspitzen. Hinzu kommt: Viele Regionen in den alten Bundesländern sitzen auf einem hohen Ross und reden sich trotz widersprechender Daten ein: Uns wird es schon nicht treffen. Die größten Problemkreise im Westen finden sich übrigens durchweg in Regionen, in denen Subventionen einen Strukturwandel über lange Zeit verzögert haben. Im Ruhrgebiet, mit seiner Stahl- und Schwerindustrie. In Oberfranken, wo die Stadt Hof etwa den Wegfall der Zonenrandförderung nicht verkraftet hat. Dort sank die Zahl der Erwerbstätigen zwischen 1997 und 2003 um fast fünf Prozent. Ähnliches gilt für Berlin, das nach dem Ende der Hauptstadtförderung endgültig ins Schlingern geraten ist. Subventionen in verlorene Gebiete oder Wirtschaftszweige sind der Freibrief in den demografischen und wirtschaftlichen Niedergang.

Was können die Verlierer-Regionen tun, um den schlimmsten Niedergang zu verhindern?

Dort, wo die Rahmenbedingungen so schlecht sind, dass keine Besserung zu erwarten ist, bleibt nur ein kontrollierter Rückzug. So eine Region muss sich überlegen: Welche Infrastruktur wollen und brauchen wir unbedingt, welche alternativen Organisationsmöglichkeiten gibt es? Von mobilen Ärzten über Zwergschulen bis zu Fahrdiensten. Ein Land wie Sachsen-Anhalt, das am meisten unter dem Zerfall der Industriestruktur nach der Wende gelitten hat, wo Menschen unter 35 nur noch ein Drittel der Einwohner stellen, wo ein Prozent der Bevölkerung jährlich abwandert und die Zahl der Jobs kontinuierlich sinkt, wird sich eine komplette Landesverwaltung und staatlich finanzierte Infrastruktur auf Dauer kaum leisten können. Statt nach dem Gießkannenprinzip Gelder über das leere Land zu verteilen, kommt es deshalb drauf an, die Zentren zu stärken. Also jene Regionen, die wirtschaftliches Potential haben, in denen es beispielsweise wissenschaftliche Zentren gibt, wie in Jena oder Erfurt. Wir müssen die Entleerung in einigen Gebieten sogar beschleunigen, um die Zentren stabilisieren zu können. Die Zentren sind dringend angewiesen auf die frei werdenden Finanzmittel, um die Menschen halten und neue Einwohner locken zu können. Wenn wir das nicht begreifen, verzetteln wir uns und stecken Milliarden in aussichtslose Regionen.

Gibt es Vorbilder für Strategien in entleerten Regionen, zum Beispiel in anderen europäischen Ländern?

Die Entleerung strukturschwacher Regionen fern der Metropolen ist ein europaweites Phänomen, das auch durch noch so große Finanztransfers nicht zu verhindern ist. Wir in Deutschland haben das noch nicht begriffen. Wir müssen endlich einsehen, dass man nicht alles aufhalten kann. Es geht an der Realität vorbei, wenn die Landräte der betroffenen Kreise den Grundgesetzabsatz aus der Tasche ziehen, in dem der Anspruch auf die Gleichheit der Lebensbedingungen verankert ist.

Wie wollen Sie den Menschen beibringen, dass jetzt in ihrem Vorgarten abgespeckt werden muss? Das hört keiner gern.

Die Bevölkerung ist längst weiter als die Politik. Sie stimmt mit den Füßen ab und zieht bereits aus den chancenlosen Regionen in die Zentren. Erfolgreiche Städte wie Weimar oder Leipzig profitieren davon. Natürlich gibt es immer Menschen, die sich mit einem gravierenden Wandel und Verschlechterungen vor der eigenen Haustür nicht abfinden wollen. Natürlich ist das bitter. Aber wir müssen endlich akzeptieren, dass es keine Einzelfallgerechtigkeit gibt. Es wird uns nichts anderes übrig bleiben, als die Interessen der Mehrheit gegen die Einzelner abzuwägen. Das hat nichts mit Neoliberalismus zu tun. Wir müssen wegkommen von dem Reflex: "Halt, wir müssen Gera retten, koste es, was es wolle." Dann ist nicht nur Gera verloren, sondern Jena dazu.

Die Schrumpfung droht nicht nur auf dem Land, sondern auch in Großstädten. Jede Berlinerin hat im Durchschnitt gerade mal 1,16 Kinder, Abwanderung hält an. In Hoyerswerda ging seit der Wende ein Drittel der Bewohner verloren. Bis 2020 werden es vermutlich noch mal so viele sein. Es entstehen funktionslose Städte und Quartiere. Doch immer noch tun Städte sehr wenig, um familien- und kinderfreundlicher zu werden. Was müssten sie ändern?

In der Tat haben die Städte die Entwicklung lange verschlafen. Schleichend verlieren sie die Familien, die in die Speckgürtel ziehen, weil es ihnen in der Stadt zu laut, zu teuer, zu unsicher ist. Doch derzeit merken immer mehr Städte, dass sie um die Familien kämpfen müssen. Und die, die es tun, positionieren sich ganz gut: Sie verbessern beispielsweise ihr Schul- und Betreuungsangebot, treffen Absprachen mit Unternehmen, damit sie mehr flexiblere Teilzeitarbeitsplätze anbieten. Stuttgart hat sich das Ziel kinderfreundliche Stadt zum Leitbild gemacht.

